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Bei der Polizei und der
Bundeswehr wird es umtriebig:
vom gesellschaftlichen Vorbild,
über den nestbeschmutzenden
Einzelfall, zur Operation „Eiserner
Besen“
Noch  im  Jahr  2012  hatte  der  damalige  Bundespräsident  J.  Gauck  nur
höchstes  Lob  für  die  Bundeswehr  übrig:  „Welch  ein  Glück,  dass  es  uns
gelungen  ist,  nach  all  den  Verbrechen  des  nationalsozialistischen
Deutschland und nach den Gräueln des Krieges, in diesem Land eine Armee
zu schaffen: eine Armee des Volkes, diesmal im besten Sinne, kein Staat im
Staate  in  preußischer  Tradition,  keine  Parteienarmee,  sondern  eine
„Parlamentsarmee“,  an  demokratische  Werte  gebunden,  an  Grundgesetz
und Soldatengesetz;  eine Armee unter der Befehlsgewalt  eines Zivilisten,
rekrutiert aus eigenverantwortlichen Bürgern und heute auch Bürgerinnen,

die zu kritischen Geistern ausgebildet werden […]“.
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 Höchstes Lob also für

diejenigen,  die  auf  Befehl  eines  demokratisch  gewählten  Zivilisten  und
abgesegnet  vom  Parlament  die  deutschen  Interessen  auf  der  Welt
durchsetzen.  Froh  war  Herr  Gauck  auch  darüber,  dass  es  sich  bei  der
Bundeswehr  nicht  mehr  um  eine  Armee  handelt,  die  etwa  falschen
Traditionen  und  Werten  folgt,  sondern  deren  Angehörige  sich  ganz
demokratischen Werten und dem Grundgesetz verpflichtet  fühlen,  um als
ausgebildete kritische Geister auf Befehl zu töten und zu sterben. Dass der
höchste Repräsentant des deutschen Staates voller Lob für die Herrschaft
ist, der er vorsteht, verwundert nicht. Folgerichtig kann die Abteilung mit
der Lizenz zur globalen Gewaltausübung nur mit besten Absichten und aus
ehrbaren Gründen ihrem Kriegshandwerk nachgehen. Vor noch nicht einmal
zehn Jahren sollten sich die Bürger_innen von der Bundeswehr eine Scheibe
abschneiden. Denn in der Armee wisse man, so Gauck weiter in seiner Rede,
dass  eine  funktionierende  Demokratie  auch  Einsatz  erfordere,  manchmal
auch  den  Einsatz  des  eigenen  Lebens  als  das  Höchste  an  Hingabe  und
Opferbereitschaft  für  das  Vaterland  (ebd.).  Tugenden,  die  er  in  der
Bevölkerung oft nicht mehr sieht.

Gewöhnlich stellen sich die führenden Politiker_innen ebenfalls hinter das
zweite staatliche Gewaltorgan. „Wer Polizistinnen und Polizisten angreife,
wer  sie  verächtlich  mache  oder  den  Eindruck  erwecke,  sie  gehörten
'entsorgt',  dem  müssen  wir  uns  entschieden  entgegenstellen".(W.

Steinmeier, Bundespräsident, 2020),
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 denn sie seien es doch, die tagtäglich
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„unser  friedliches  Miteinander  schützten  und  das  Gewaltmonopol  des
Staates verteidigten.“ (ebd.) Dass es mit dem friedlichen Miteinander nicht
so weit her sein kann, wenn es jeden Tag verteidigt werden muss, um die
angepriesene freiheitliche Ordnung aufrechtzuerhalten, fällt gar nicht mehr
auf.

Seit Monaten stehen verschiedene Abteilungen der Polizei auf Landes- und
Regionalebene  als  auch  die  Bundeswehr,  insbesondere  das  Kommando
Spezialkräfte  (KSK),  vermehrt  in  der  Kritik.  Fast  wöchentlich  werden
Vorfälle  bekannt,  die  den  Verdacht  nahelegen,  dass  unter  den
Verteidiger_innen  des  staatlichen  Gewaltmonopols  braune
Gesinnungsgenoss_innen unterwegs sind, die es nicht bei einer kritischen
Meinungsäußerung  gegenüber  der  Regierung  auf  einer  Party  unter
Kameraden belassen, sondern Netzwerke aufbauen und zum Organisieren
der Tat voranschreiten. Die dort schon seit Jahrzehnten zu beobachtenden
rechten Umtriebe nehmen Ausmaße an, die sogar CSU-Politiker_innen Sorge
bereiten und zum Einschreiten bewegen. So wies Innenminister H. Seehofer
(CSU)  sein  Ministerium  an,  eine  „Zentralstelle  zur  Aufklärung
rechtsextremistischer Umtriebe im öffentlichen Dienst" aufzubauen, um den
Anfängen zu wehren.

Dass es Rechtsradikale  in  die  Armee als  auch zur Polizei  zieht,  war den
Politiker_innen schon länger bekannt. Auf bekanntgewordene Vorfälle, etwa
die  Verbreitung eines  Videos  1997 in  den bundesdeutschen Kasernen,  in
denen  Bundeswehrsoldaten  kriegsverbrecherische  Szenen  nachspielen,
reagierte die damalige Regierung eher beschwichtigend und beteuerte, dass

gegen  die  „rechtsradikalen  Schmutzfinken“
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(V.  Rühe,

Bundesverteidigungsminister, a.D.) vorgegangen werden würde. Und da von
solchen  rechten  Verrätern  nichts  anderes  zu  erwarten  ist  als  weiteres
verbales  Nachtreten,  werden  gleich  die  nachträglichen  Aussagen  des
herausgepickten  Einzeltäters  wie:  „in  den  Kasernen  würden  Schriften
rechtsextremer  Organisationen  und  Parteien  wie  der  Wiking-Jugend,  der
NPD und DVU verteilt. Auch habe man jederzeit das SS-Liederbuch erhalten
können.“  (ebd.)  nicht  Ernst  und  stattdessen  als  Beleg  für  das  schon
getroffene Urteil des Nestbeschmutzers genommen. Ein Einzelfall eben, der
in der  Truppe nichts  zu suchen gehabt  hat  und auch noch die  ehrbaren
Kameraden mit falschen Anschuldigungen belastet. Zwischen der Institution
Bundeswehr  und  dem  'Phänomen'  Rechtsradikalismus  darf  es  keinen
Zusammenhang  geben.  Vielmehr  wäre  doch  die  Bundeswehr  das  Opfer
rechter Übeltäter_innen, die diese unterwandern würden. Noch vor einigen
Jahren  konnte  ein  Skandal  als  Einzelfall  heruntergespielt  werden,  und
weiter ging's. Doch 2020 kommt selbst die F.A.Z. nicht umhin festzustellen,
dass aus dem Einzelfall nun Einzelfälle geworden sind, die „es laut jüngster

Zahlen immer noch [sind].  Aber es werden mehr.“
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 Und der Militärische

Abschirmdienst  (MAD)  spricht  von  einer  „neuen  Dimension“  und  sieht

Rechtsextremismus in der Armee weit verbreitet.
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 Wohl auch, weil der MAD,

nun von der Politik unter Druck gesetzt, genauer hinschaut. Was aber einige
mit  der  Abwehr  von  Extremist_innen  Betraute  nicht  davon  abhält,
vertrauliche  Informationen und Ermittlungsergebnisse  an die  überwachte

Truppe  weiterzugeben.
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 Zu  dieser  auch  heute  noch  beliebten



Netzbeschmutzer-,  Einzelfall-  und  Einzelfälle-Theorie  gesellte  sich  bereits
damals die Vorstellung, die Bundeswehr sei der Spiegel der Gesellschaft und
dort  wie  hier  gäbe  es  halt  rechte  Spinner_innen.  Andersherum  geht  es
freilich  auch:  So  schlug  die  Wehrbeauftragte  des  Bundestages,  E.  Högl
(SPD) im Jahr 2020 vor, die Wehrpflicht wieder einzuführen, als Heilmittel
gegen Rechtsextremismus, da dann auch die guten Patriot_innen der Truppe
beitreten müssten, so dass sich eine Art Gleichgewicht einstellen möge oder
der  gute  Patriotismus  den  schlechten  besiegt.  Es  werden  immer  wieder
dieselben  alten  Ideen  neu  auf  den  Tisch  gelegt.  Ein  weiteres  beliebtes
Rezept,  um  das  rechte  Gedankengut  aus  den  Köpfen  der  zu  Gehorsam
Verpflichteten zu vertreiben und durch demokratische Werte zu ersetzen, ist
das Konzept der ‚modernisierten Kunst der inneren Führung‘. Blöd nur, dass
auch  bei  denen,  die  Führen,  Erziehen  und  Ausbilden  sollen,  rechte
Überzeugungen vertreten sind.

Auch innerhalb der Abteilungen der Polizei sind es nicht nur die einfachen
Streifenpolizist_innen, deren rechte Äußerungen bei ihren Chef_innen keine
Beachtung finden. Gemeinsam chatteten dort (ehemalige) Mitglieder eines
Spezialeinsatzkommandos  (SEK)  und  Polizeibeamt_innen  im  gehobenen
Dienst,  Reservist_innen  der  Bundeswehr  und  weitere  Zivilist_innen  unter
dem  Label  „Nordkreuz“  über  die  zu  treffenden  Maßnahmen  am  Tag  X,
tauschten  Bestelllisten  über  Ätzkalk  und  Leichensäcke  aus,  verfassten
Feindlisten  mit  25.000  Namen  und  horteten  schon  mal  Munition  und
dazugehörige  Maschinengewehre  u.a.  aus  den  Beständen  eines

Landeskriminalamtes.
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 Aufgeschreckt  von  der  hohen  Anzahl  der

Vorkommnisse  und  den  weit  vorangeschrittenen  Vorbereitungen  auf
gewalttätige  Auseinandersetzungen  fördern  Journalist_innen  immer
weitreichendere Verstrickungen innerhalb der Sicherheitsbehörden zu Tage
und  „fragen,  wie  viele  Sorgen  wir  uns  darum machen  müssen,  wer  die

demokratische  Grundordnung  schützt“.
8 Sich  einfach  wie  in  der

Vergangenheit  nur  schützend  vor  ihre  Kampftruppen  stellen,  ist  bei
verantwortungsvollen Politiker_innen nun nicht mehr angesagt. Die an sie
herangetragene  Sorge,  dass  möglicherweise  eine  höhere  Anzahl  der
Uniformierten nicht  mehr hinter  der  Regierung stehen könnte,  teilen sie
ebenfalls.

Nach den rechten Anschlägen in München (2016) und in Halle (2019), der
Ermordung des CDU- Politikers Lübcke, dem Fall Franco A., die Waffen und
Sprengstofffunde  bei  einem KSK-Mitglied  und  einem Beamten  des  SEKs,
dem  Bekanntwerden  von  Chat-Verläufen  in  denen  sich
Bundeswehrangehörige und Polizist_innen (SEK) auf das Zusammenbrechen
der  Regierungsgewalt  vorbereiten,  anstatt  dies  zu  verhindern,  einen
Umsturz herbeisehnen und diesen sogar vorbereiten, werden weitergehende
Maßnahmen  fällig.  Die  Verteidigungsministerin  A.  Kramp-Karrenbauer
kündigt  mit  der Operation „Eiserner Besen“ Veränderungen an,  löst  eine
Kompanie  des  KSKs  auf  und  vermutet  auch  auf  der  strukturellen  Ebene

tieferliegende Probleme.
9 Und auch der Innenminister von Hessen, P. Beuth,

schließt ein rechtes Netzwerk in der Polizei nicht mehr aus.
10

 Beide zivilen
Befehlsinhaber_innen  äußern  sich  zutiefst  erschüttert  über  die
offensichtliche Untreue, die aus bekanntgewordenen Äußerungen und den



aufgedeckten Taten spricht - sind sie doch auf die unbedingte Dienst- und
Opferbereitschaft ihrer Instrumente zur Gewaltausübung angewiesen. Von
der angeblichen Vorbildfunktion für alle Bürger_innen wird nun nicht mehr
so oft gesprochen.

Zwischen härterem Durchgreifen und schützender Hand: Polizei und
Armee als Machtbasis des Staates nach Innen und Außen

Die Politik ist also alarmiert. Mehr noch: Sie stockt die Belegschaft für die
Bekämpfung des Rechtsextremismus auf, weist den Verfassungsschutz und
den Militärischen Abschirmdienst an, das zukünftige Personal schon vor der
Einstellung  schärfer  zu  überprüfen  und  Hinweisen  entschiedener
nachzugehen,  versetzt,  beurlaubt  und  suspendiert  einzelne  Beamte  und
Soldat_innen,  ernennt  Extremismusbeauftragte  und  fordert  eine  stärkere
innere  Führung.  Auffallend  dabei  ist,  dass  einerseits  ein  härteres
Durchgreifen und grundlegende Veränderungen bei Polizei und Bundeswehr
selbst  von  Politiker_innen  der  CSU/CDU  gefordert  werden,  andererseits
ständig beteuert wird, dass die polizeilichen Behörden wie auch das Militär
nicht  unter  Generalverdacht  zu  stellen  sind  und  im Großen  und  Ganzen
wertvolle Dienste leisten. Dass eine Institution, die das Töten im Namen des
Vaterlandes lehrt, ehrt und praktiziert, selbst Ausgangspunkt für den nicht
erwünschten Patriotismus sein könnte, kommt zu keiner Zeit in Betracht.
Ebenso wird die  Frage,  ob in  der  polizeilichen Abteilung der  staatlichen
Gewalt das rechte Gedankengut nicht von Haus aus hervorragend gedeiht,
nicht gestellt. Und wer sägt schon gern an dem Ast, auf dem er sitzt? Als
Instrumente der Herrschaft sind die Männer und Frauen in Camouflage und
Blau eben unerlässlich.

Der  Dienst,  den  eine  staatliche  Armee  leisten  soll,  besteht  v.a.  in  der
Aufgabe, die staatlichen Interessen nach Außen durchzusetzen. So kommt
nach der Auflösung des Warschauer-Paktes und dem Abzug der Sowjetarmee
der gesamtdeutschen Bundeswehr vermehrt die Aufgabe zu, weltweit Kriege
zu  führen,  um  deutsche  (Bündnis)-Interessen  militärisch  zu  verteidigen.
Erstmals nahm die BRD an einem Kriegseinsatz 1999 gegen Jugoslawien
teil.  Auslandseinsätze in Mali,  Afghanistan,  Jemen, Libyen, im Mittelmeer
und weitere folgten. Aus Sicht der deutschen Regierung bedarf es aufgrund
der 'schwierigen Lage in der Welt', der Übernahme von mehr militärischer
'Verantwortung'. Eine funktionierende Armee dient den potenten westlichen
Staaten  als  diplomatisches  Druckmittel  im  Konkurrenzkampf  der
Nationalstaaten in Friedenszeiten oder als direktes Eingriffsmittel, um einen
unfügsamen  fremden  Souverän  abzuräumen.  Das  Militär  ist  damit  ein
entscheidendes  Droh-  und  Gewaltmittel,  um  weltweit  ordnungspolitisch
agieren zu können und die Welt  nach den eigenen nationalen Interessen
herzurichten. Und zu tun gibt es da für einen Staat wie die BRD so einiges.

Gegen Feinde des Staates und subversive Elemente, die die Souveränität im
Inland angreifen, unterhält die BRD verschiedene spezialisierte Abteilungen.
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 Der  weit  größere  Teil  des  polizeilichen  Sicherheitsapparates  hat  die
Aufgabe,  die  Bevölkerung zur  Einhaltung  erlassener  Gesetze  zu  zwingen
und Verstöße zu ahnden. Die Bekämpfung dieser Sorte von Verbrechen ist
eine  ständige  Aufgabe,  da  die  Einzelnen  bei  ihrer  privaten
Interessenverfolgung gegeneinander  in  Stellung gebracht  wurden.  Dieser



Gegensatz  zwischen  den  Privatpersonen  beruht  auf  der  rechtlichen
Grundlage, wie in dieser Gesellschaft die eigene Existenz zu sichern ist. So
kommt es beständig bei der staatlicherseits verordneten Konkurrenz um die

Vermehrung  des  Privateigentums  zu  Kollisionen.
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 Daher  erlässt  der
Rechtsstaat  weitere  Bedingungen,  unter  denen  der  Kampf  um  den
materiellen  Reichtum  der  Gesellschaft  gestattet  ist,  damit  dieser  ohne
Anwendung von privater  Gewalt  stattfindet.  Denn die  einzige Gewalt  hat
vom Staate auszugehen. Praktisch zeigt sich dieser Anspruch darin, dass es
nur seinen Sicherheitsbehörden erlaubt ist, Gewalt anzuwenden.

Für  die  Bürger_innen  stellen  sich  die  staatlichen  Regeln  nicht  nur  als
Beschränkung  für  das  eigene  Vorankommen  dar.  Als  nützliches  Mittel
erscheinen  gesetzliche  Bestimmungen  immer  dann,  wenn  sie  für  die
Durchsetzung  der  eigenen  Interessen  etwas  taugen.  Wo  Gesetze  als
Einschränkung wahrgenommen werden,  stellt  sich  aus  privater  Sicht  die
Frage ihrer Legitimität. Auch stellt so mancher in einem solchen Fall
Überlegungen an, wie das gesetzliche Hindernis unbestraft umgangen oder

missachtet werden kann.
13 Viel zu tun also für die Polizei, denn Gründe für

die Nichteinhaltung der gesetzlichen Vorgaben gibt es genug.

Die  Staatsbürger_innen  in  Uniform:  mit  der  verordneten  Treue-,
Gehorsams-  und  Dienstleistungspflicht  und  persönliche
Überzeugungen für die nationale Sache

Für  die  Umsetzung  der  herrschaftssichernden  Aufgaben  braucht  es  das
entsprechende Personal. Dieses soll nicht allein aus schnödem materiellen
Eigeninteresse  seine  zugewiesenen  Tätigkeiten  verfolgen.  Um  für  die
Personifizierung des staatlichen Gewaltmonopols als tauglich zu gelten und
mit der Waffe auf Tasche dieses praktisch umsetzen zu dürfen, verlangt der
Dienstherr schon einiges mehr. Da ist neben dem Eintreten für die jeweils
herrschende  Staatsräson  und  die  Verinnerlichung  der  für  das  Handwerk
angemessenen  Tugenden  (Mut,  Tapferkeit,  Kameradschaft  und  Loyalität)
eine  gehörige  Portion  Vaterlandsliebe  gefordert,  denn  „ohne  eine

patriotische Grundeinstellung können Sie kein guter Soldat sein.“
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 so der
ehemalige Bundeswehr-Generalinspekteur V. Wieker. Das Sterben und Töten
braucht schon einen höheren Sinn. Auch die Durchsetzung der verlangten
Ordnung im Innern braucht Polizeibeamt_innen, die von der Notwendigkeit
staatlicher Herrschaft überzeugt sind und für diese mit viel Teamgeist gegen
zersetzende  Kräfte  eintreten.  Am  Besten  bringen  die  Rekrut_innen  der
Polizei und Armee diese Überzeugungen gleich selbst mit, so dass auf den
politischen Schulungen während ihrer Ausbildung nur noch Detailfragen zu
klären sind. Passend dazu wird zum Dienstantritt eine öffentliche Erklärung
gefordert,  dass  von  nun  an  der  eigene  Wille  sich  der  Dienstpflicht
unterordnet,  dass  man  bereit  ist,  mit  selbstloser  Hingabe  sich  für  die
Anliegen des Landes im In- und Ausland herzugeben. Für Soldat_innen gilt
dies bis in den Tod. Auf einen dahin sagbaren Eid wird sich staatlicherseits
allerdings nicht allein verlassen. Da auch unter Stahlhelm und Schirmmütze
ein  zu  eigenen  Überzeugungen  fähiger  Kopf  sitzt,  sind  alle  besonderen
Anforderungen an diese Berufsgruppe in entsprechende Gesetze gegossen.
Mit  der  Treue-,  Gehorsams-  und  Dienstleistungspflicht  ist  das  spezielle
Verhältnis zum Dienstherren auch rechtlich gefasst. Bei Verfehlungen oder



anderen  Vergehen  hinsichtlich  der  auferlegten  Pflichten  drohen  den
Beamt_innen  und  Soldat_innen  disziplinarrechtliche  Maßnahmen,  die  von
einer  Ermahnung  bis  zur  Entfernung  aus  dem  Dienstverhältnis  reichen
können.

Die aufrechte Ausübung beider Berufe braucht politische Überzeugungen,
die an rechte Positionen besonders gut anschlussfähig sind: Dem Vaterland
dienstbar zu sein, für das Land Opfer zu bringen, seine Pflicht für das Große
und Ganze zu tun und Schaden von ihm abzuwenden, damit es weiterhin
besteht und wächst, sind Forderungen, die bei allen rechten Parteien und
Rechtsradikalen einen hohen Stellenwert haben. Darüber hinaus gibt es in
beiden  Berufen  noch  ein  paar  Eigentümlichkeiten,  die  einen  besonderen
Blick auf den allgemeinen Zustand der Nation nahelegen: Die Polizist_innen
wurden  vom  Staat  mit  Gewaltmitteln  ausgestattet,  um  dessen  Vorgaben
gegen die Bevölkerung durchzusetzen. Übersetzt wird diese Anforderung in
das  berufliche  Selbstbild  des  'Freund  und  Helfers':  Alle  anständigen
Bürger_innen  gilt  es  mit  Einsatz  von  Gewalt  vor  den  Unanständigen  zu
schützen. Die Bevölkerung ist aus Sicht der Polizei von vornherein in zwei
Teile aufgeteilt. Von Berufs wegen sind sie ständig mit dem Teil innerhalb
der Bevölkerung konfrontiert, der sich nicht an die Gesetze hält. Dies legt
den  Schluss  nahe,  dass  es  einerseits  an  Sittlichkeit  innerhalb  der
Bevölkerung mangelt. Noch zu Viele richten ihr Denken und Handeln nicht
an  den  Verboten  und  Geboten  der  Gemeinschaft  aus  und  ordnen  ihre
Privatinteressen  ungenügend  dem  Großen  und  Ganzen  unter.  Ein
Standpunkt den jede AfDler_in unterschreiben würde. Aus Sicht der Polizei
gibt  es  keine  vernünftigen  Einwände  gegen  die  Rechtsordnung,  die  sie
durchsetzen und verteidigen sollen.  Gilt  sie ihnen doch als Ausdruck der
Gemeinschaft und für diese erlassen - notwendig für deren Funktionieren
und  daher  im  Interesse  aller  anständigen  Bürger_innen.  Dieser
staatsbürgerliche Blick auf die bestehende Ordnung, der nicht nur oft bei
Polizist_innen anzutreffen ist, legt einen ebenfalls weit verbreiteten Schluss
nahe:  Gesetzesbrecher_innen  müssen  etwas  in  sich  haben,  was  sie  dazu
bringt,  die  Vorschriften  der  Gemeinschaft  zu  missachten.  Mit  der
Unterstellung,  es  gäbe  so  etwas  wie  'kriminelle  Energie',  beginnt  der
suchende Blick nach denjenigen, die nicht nur mal aus Versehen ein Gesetz
missachten. Dass sich der Blick dabei verstärkt auf Menschen richtet, denen
unterstellt  wird,  dass  ihnen schon allein  weil  sie  ausländischer  Herkunft
wären,  es  an  geforderter  Sittlichkeit  und  Loyalität  mangeln  würde,
verwundert  nicht.  Sie  passen  eben  generell  nicht  hierher.  Dies  ist  der
Auftakt für Social- und Racial-Profiling, und führt mit der Erfahrung, dass
auch  Menschen  mit  Migrationshintergrund  Verbrechen  begehen  zu  dem
Urteil: Alles Ausländische stellt ein grundlegendes Kriminalitätsproblem dar.
Ein mehr von ihm, untergrabe die öffentliche Ordnung und Sicherheit. Im
Selbstbild der Polizist_innen ist die Gewalt das Mittel zur Verhinderung von
Verbrechen. Anhaltendes Verbrechen zeigt ihnen an, dass der Staat noch
nicht  genug  Gewalt  aufwendet,  um  den  Schutz  der  Anständigen  zu
gewährleisten. Aus der polizeilichen Berufsausübung heraus erwächst so die
Forderung nach mehr Freiheiten für die Polizeiarbeit  mit  entsprechender
materieller  Ausstattung  für  ihren  Einsatz.  Dazu  steht  die  Bindung  der
Polizeiarbeit  an  bestehende  Gesetze  in  Widerspruch  und  erscheint  den
Polizist_innen  als  Fessel  für  ihre  guten  Taten:  Mit  u.a.  der  gesetzlichen
Einschränkung zur Datenbeschaffung, des Betretens der Wohnung nur mit



richterlichen  Beschluss,  dem  Folterverbot  von mutmaßlichen
Entführer_innen und Vorschriften wer, wann, wie kontrolliert werden darf,
ist  der  Verbrechensbekämpfung  seitens  des  Rechtsstaats  ein  Rahmen
auferlegt. Für die Beamtenschaft stellt dieser ein Hindernis dar, um gegen
das  Verbrechen  vorzugehen  und  führt  aus  ihrer  Sicht  eher  dazu,  dass
Gesetze weiterhin gebrochen werden. Der Staat gestatte den Unanständigen
viel zu viele Freiheiten, anstatt für Recht und Ordnung zu sorgen. Den daran
anknüpfenden  Ruf  nach  einem  starken  Staat,  der  endlich  ausreichend
eingreifen lässt, möchten auch die Parteigänger_innen der AfD nur zu gerne
Taten folgen lassen.

Soldat_innen  wiederum  werden  ausgebildet,  um  die  Souveränität  des
Staates nach Außen sicherzustellen. Sie stehen ihrer Überzeugung nach an
der  Verteidigungslinie  zwischen  einer  Gesellschaft,  deren  ahnungslose
Mitglieder  ihre  privaten  Interessen  verfolgen,  und  einer  Welt  voller
bewaffneter  Kampfinstanzen,  die  das  friedliche  Miteinander  bedrohen.
Insofern  sind  die  Angehörigen  des  Militärs  ständig  in  Alarmbereitschaft,
bereit den Bedrohungen des Volkes mit Waffengewalt zu begegnen. Alles aus
dem Ausland kommende hat für sie von Berufs wegen etwas Bedrohliches,
denn auf feindliche Auseinandersetzungen mit ihm werden sie vorbereitet.

Und da ist es kein Rätsel mehr, warum im Verhältnis zu allen anderen im
Bundestag  vertretenen  Parteien  die  AfD  die  höchste  Anzahl  von

(Ex-)Beamten  aus  Polizei  und  Bundeswehr  aufweist.
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 Steht  diese  Partei
doch für einen starken souveränen deutschen Staat nach Außen und Innen
mit einer hochgerüsteten Armee und gut ausgestatteten Polizeitruppen, die
wertgeschätzt  werden  wollen  für  ihren  Dienst  und  allen  (ausländischen)
Bedrohungen  Paroli  bieten.  Auch  ist  mit  dem  rechten  Anspruch  an  alle
Bürger_innen ihre Interessen für Deutschland zurückzustecken genau die
berufliche  Anforderung an alle  Soldat_innen und Polizist_innen getroffen,
dass  sich  alle  für  die  'harmonische'  Ordnung  an  Recht  und  Ordnung  zu
halten  haben.  Und wer  sich  unanständigerweise  nicht  auf  diesen  Wegen
bewegt, bekommt mit polizeilicher Gewalt zu spüren, dass die geforderte
Anständigkeit  in  ihrem  Ausgangspunkt  nichts  anderes  ist,  als  zu
verinnerlichende Gesetzestreue. Mitnichten ist  es also so,  dass es keinen
Zusammenhang zwischen den Institutionen der Bundeswehr und Polizei und
rechten Standpunkten gibt,  wie viele Politiker_innen behaupten. Vielmehr
sind die dort geforderten und gepflegten Überzeugungen ein Sprungbrett
für ihre Radikalisierung.

#Wir: Spezialeinheiten, die mit Waffen und Sprengstoff den Umsturz
planen,  denn  so  eine  schlechte  Regierung  hat  Deutschland  nicht
verdient

In  den  letzten  Monaten  wurden  verschiedene  rechte  Gruppen,
Vereinigungen  und  Netzwerke  (die  Telegram  Chat-Gruppe  #WIR,  das
Nordkreuz-Netzwerk, der Verein Uniter, etc.) aufgedeckt. An vielen dieser
Gruppen waren oder sind u.a. Bundeswehrsoldat_innen, Polizeibeamt_innen
und  Reservist_innen  beteiligt.  Hausdurchsuchungen  bei  Angehörigen  von
Eliteeinheiten förderten erhebliche Waffen- und Munitionsdepots zu Tage.
Von 62 kg Sprengstoff aus den Beständen des KSKs fehlt bislang jede Spur.
Morddrohungen  an  bekannte  Politiker_innen,  Anwält_innen  und  linke



Aktivist_innen werden mit Hilfe von Daten versendet, die aus polizeilichen
Informationssystemen stammen. Mittlerweile (Herbst 2020) werden aus fast
allen  Bundesländern  aufgedeckte  rechtsradikale  Vorfälle  in  den
Sicherheitsbehörden gemeldet. Aus den Chat-Verläufen wird deutlich, dass
die  Aktivist_innen  von  einer  existentiellen  Bedrohung  für  Deutschland
ausgehen,  der  entgegentreten  werden  müsse.  Besonders  der  Zuzug  von
Geflüchteten  2015  und  in  den  folgenden  Jahren  wird  immer  wieder  als
Initialzündung für die Radikalisierung genannt. Der amtierenden Regierung
und  den  demokratischen  Parteien  wird  Verrat  an  dem  deutschen  Volk
vorgeworfen  und  daher  müsse  diese  weg.  Bestätigung  für  diesen  Verrat
finden  sie  an  vielen  Stellen.  Besonders  aber  da,  wo  es  für  Rechte  ums
Eingemachte geht: Frau Merkel schleife die drei Grundsäulen des Staats:
„Mit  ihren  offenen  Grenzen  verschwimmt  das  Staatsterritorium,  mit  der
multikulturellen  Masseneinwanderung  das  Volk  und  mit  ihrer  Politik  der
Rechtsbrüche  und  der  Übertragung  unserer  Souveränität  die  staatliche

Ordnung“
16

 so J.  Wundrak,  AfD-Mitglied und Generalleutnant a.D.  In den
rechten  Chat-Gruppen  finden  sich  ähnliche  Äußerungen  bezüglich  der
„Masseneinwanderung“:  „'Merkels  Gäste'  kämen 'wie  Heuschrecken über

Europa'“  wird  etwa  ein  Berliner  Polizist  zitiert.
17

 Eine  Betreiberin  der
Chatgruppe „Der harte Kern“, aus der später die terroristische Vereinigung
„S“ hervorging, deren Mitglieder einen Bürgerkrieg planten und in der viele
Angehörige von Polizei  und Armee zu finden waren,  sieht  sich selbst  als
Widerstand leistende Kämpferin gegen Geflüchtete. Von der moderierenden
Ausländerfeindin, über die auf den „großen Knall“ Wartenden, bis hin zu den
nicht  mehr  nur  Abwartenden  ist  in  diesen  Netzwerken  alles  vertreten.
Gemeinsamer  Bezugspunkt  ist  die  Auffassung,  dass  die  amtierende
Regierung mit ihrer Staatsräson nicht mehr ihrer Pflicht am deutschen Volk
nachkommt und somit die vorgestellte Einheit von Staat und Volk bedroht
ist.  Das  „Wir“,  wofür  sie  ihr  Leben  geben  sollen und  für  dessen
Funktionieren sie einen Eid geschworen haben, sei kaputt oder drohe kaputt
zu gehen. Dabei unterstellen sie, dass es so etwas wie eine vorstaatliche
Gemeinschaft gäbe und der Staat diese als Auftragnehmer bloß organisieren
würde.

In Wahrheit ist es andersherum: Das Volk ist Produkt der staatlichen Gewalt.
Es  ist  eben  der  Staat  der  bestimmt,  wer  Staatsbürger_in  ist  oder  dies
werden kann. Er nimmt die Sortierung in In- und Ausländer_innen vor, wer
dazu  gehören  darf  und  wer  nicht.  Als  sie  2015  im  Sommer  der
„Willkommenskultur“  darauf  gestoßen  werden,  dass  der  deutsche  Staat
bestimmt,  wer  sich  auf  seinem  Boden  aufhalten  darf,  ziehen  einige
Angehörige  der  Streit-  und  Sicherheitskräfte  den  Schluss,  dass  die
amtierende  Regierung  und  alle  sie  unterstützenden  Institutionen  und
Gruppen Verrat begehen. Mit dieser Diagnose über den Zustand der Nation,
sind sie bereit an ihrem amtierenden Dienstherrn Verrat zu begehen und in
äußerster  Konsequenz  zu  den  Waffen  zu  greifen,  um  die  etablierte
Regierung zu stürzen und die in ihren Augen destruktive Politik zu beenden.
Diejenigen,  die  Gehorsam  gegenüber  dem  Vaterland  geschworen  haben,
kündigen diesen an der Stelle auf, wo sie feststellen, dass die Regierung sich
der krassesten Pflichtverletzung schuldig gemacht hat: Mit der Aufnahme
von Geflüchteten dient der Staat nicht mehr dem deutschen Volk, sondern

zerstört  die  nationale  Identität.18 "Da  ist  bei  vielen  Beamten  etwas  in



Schieflage  geraten,  was  sich  in  Sympathien  für  das  rechtsnationale

Parteienspektrum ausdrückt."
19

So  hat  sich  Herr  Gauck  seine  an  den  Polizei-  und  Militärakademien
ausgebildeten  kritischen  Geister  sicherlich  nicht  vorgestellt.  Dem
ehemaligen Bundespräsidenten schwebte vielmehr vor, dass sie sich in den
Dienst der deutschen Demokratie, eben seinem guten Deutschland stellen.
Stattdessen nehmen die nunmehr braunen Soldat_innen, den letzten Satz
ihres zu leistenden Eides - „das Recht und die Freiheit des deutschen Volkes

tapfer zu verteidigen“
20 - brutal ernst und und kündigen den Diesnt für die

BRD unter der Führung demokratischer Politiker_innen auf.

Das Dilemma: Teile des eigenen Gewaltmittels zur Aufrechterhaltung
und zur Durchsetzung staatlicher Interessen wenden sich gegen die
amtierende  Regierung:  zwischen  vereinzelten  Säuberungen  und
Anerkennung der Leistungen für die nationale Sache

Dass rechter Terror keine neue Erscheinung ist, lässt sich ganz einfach in
der bekannten Online-Enzyklopädie nachschlagen. Auch sind immer wieder
personelle Überschneidungen zwischen den einzelnen rechten Gruppen und
Angehörigen der Bundeswehr und der Polizei nachweisbar. Darüber hinaus
ist  das  Vorhandensein  von  rechten  Standpunkten,  rassistischen  und
antisemitischen Einstellungen, der Hang zur Verehrung der Wehrmacht und
Gewaltbereitschaft  bei  den  bewaffneten  Befehlsempfänger_innen  nichts
Neues. Nur wurden jahrzehntelang die Vorkommnisse heruntergespielt oder
gedeckelt, zum Einzelfall erklärt und da, wo es dann doch zu arg wurde,
auch mal draufgehauen. Seit spätestens Frühjahr 2020 sehen die meisten
Politiker_innen, außer der AfD, zumindest ein größeres Problem innerhalb
der  Repressionsorgane  und  versuchen  mit  ihren  verschiedenen
(althergebrachten) Erklärungsversuchen und daraus abgeleiteten Eingriffen,
der  Radikalisierung  innerhalb  der  Truppen  Einhalt  zu  gebieten.  Dabei
kommt es auch zu Suspendierungen und zur Anwendung des Disziplinar-
und Strafrechtes auf  Einzelpersonen,  größere Gruppen und Truppenteile.
Dass  die  Verfolgung  rechter  Umtriebe  innerhalb  der  Gewaltabteilungen
wiederum  Aufgabe  ebendieser  ist,  bringt  ein  wenig  Geschmäckle  in  die
Unternehmung und zeigt nochmal die besondere Angewiesenheit der
Staatsmacht  auf  loyale  Bedienstete.  Die  amtierenden  Demokrat_innen
nutzen  derzeit  ihre  Macht,  um die  verschiedenen  Kontrollabteilungen  zu
stärken und weisen diese an, genauer hinzuschauen. Und tatsächlich finden
sie  vermehrt  Anhänger_innen rechten Gedankengutes,  sowie Waffen-  und
Sprengstoffdepots.  Sie  verstärken  also  ihre  Anstrengungen,  die  für  das
Bestehen  des  Staates  so  wichtige  Beamtenschaft  und  militärischen
Streitkräfte wieder auf den Boden des Grundgesetzes zu holen, sprich hinter
der Staatsräson der etablierten Parteien zu versammeln.

Grund zur Sorge besteht ja allemal:  In den letzten Jahren gelang es den
organisierten  Rechten  vermehrt,  den  etablierten  Parteien  bei  Wahlen
Stimmen  abzujagen  und  mit  ihrer  allseitigen  Krisendiagnose,  dass  das
nationale  „Wir“  in  Gefahr  ist  oder  bereits  durch die  etablierten Parteien
zerstört  wurde,  bei  größeren Teilen der  Gesellschaft  zu punkten.  Gerade
auch bei den Sicherheitskräften: „Wir verlieren Teile der Bundeswehr und



der Bundespolizei an die AfD“
21

 stellt F. Merz (CDU) besorgt fest und fordert
seine  Partei  auf,  wieder  das  einzige  Sprachrohr  für  deren  Belange  zu
werden. Mit dem Mord an dem CDU-Politiker W. Lübcke zeigte sich zudem,
dass Rechte ihren Überzeugungen durchaus Taten folgen lassen und sich
gegen demokratische Politiker_innen wenden, die in ihren Augen durch die
Verteidigung  der  Flüchtlingspolitik  von  2015  Verrat  am  deutschen  Volk

begangen haben.
22

 Nach dem Anschlag in Halle am 9. Oktober 2019 auf die
dortige Synagoge und den Morden in Hanau am 19. Februar 2020 mit 10
Toten und den vielen  Angriffen,  Übergriffen und Drohungen aus  rechten
Kreisen,  stellte  selbst  Bundesinnenminister H.  Seehofer fest:  „Die größte

Gefahr geht von rechts aus.“
23

 Dass wenigstens für  die Bekämpfung der
gewaltbereitesten  Neonazis  das  wichtigste  Mittel,  die  Polizei,  selbst  in
Teilen  mit  rechten  Überzeugungen  sympathisiert  und  lieber  gegen
Ausländer_innen  und  Linke  vorgeht  als  Gesinnungsgenossen  überführt,
stellt ein gravierendes Problem dar. Ebenso dürfte den Regierenden bei der
ernsthaften Begutachtung der Bundeswehr ein wenig mulmig werden. Soll
doch das deutsche Militär gegen andere unliebsame Herrschaften vorgehen,
die aus Sicht der hiesigen zivilen Befehlshaber_innen das Recht verloren
haben,  über  ihr  Volk  zu  bestimmen.  Dafür  werden  sie  ausgebildet  und
hochgerüstet.  Die  radikalisierten  Bürger_innen  in  Uniform  kommen  zu
demselben Schluss und ziehen dieselbe praktische Konsequenz. Jetzt aber
gegen die eigene Regierung.

Doch  auch  wenn  die  etablierten  demokratischen  Parteien  die  „rechten
Umtriebe“  in  Schach halten wollen,  werden sie  gegen den ideologischen
Nährboden in der Gesellschaft und in den ihnen unterstellten Abteilungen
der Gewaltanwendung nicht grundsätzlich vorgehen. Dafür teilen die „guten
Demokrat_innen“,  bei  allen  Unterschieden,  dann  doch  zu  viele
Voraussetzungen dieser rechten Variante der Vaterlandsliebe: Auch sie sind
darauf  aus,  dass  der  deutsche  Staat  möglichst  souverän  agieren  kann,
fordern und fördern einen starken Staat  nach Innen und Außen mit  den
dazugehörigen Abteilungen für die Durchsetzung. Ebenfalls teilen sie das
Anliegen, dass es auf die Anständigkeit aller Untertanen ankommt, gerade
in  einer  Gesellschaft  voller  Konkurrenz  und  Gegensätze  zwischen  den
Einzelnen.  Auch hegt  jede Regierung eine allgemeine Skepsis  gegenüber
Ausländer_innen, von denen sie annimmt, dass sie sich nicht im selben Maße
wie  die  'Einheimischen'  hinter  der  Staatsräson  versammeln  und  sich
uneingeschränkt  der  nationalen  Sache,  also  dem  vorgestellten  „Wir“
verschreiben. Und nicht zuletzt ist es der von allen geteilte Standpunkt, dass
es einer politischen Führung bedarf, die über entsprechende Mittel verfügt,
um  die  Erfordernisse  zum  Erhalt  und  Voranbringen  der  Nation

durchzusetzen.
24
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aus-mehr-judenfeindliche-straftaten-als-in-den-vergangenen-20-jahren/
25865262.html

24Mehr  über  die  Unterschiede  und  Gemeinsamkeiten  zwischen  dem
demokratischen  und  rechten  Standpunkt  sind  in  der  Broschüre:  „Von
Schland  nach  Gauland  –  Das  Krisenprogramm  der  AfD  und  seine
demokratische Grundlage“,  Gruppen gegen Nation und Kapital,  erhältlich
unter:  https://gegen-kapital-und-nation.org/page/broschueren-und-
flugblatter-von-gkn nachzulesen.
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	Bei der Polizei und der Bundeswehr wird es umtriebig: vom gesellschaftlichen Vorbild, über den nestbeschmutzenden Einzelfall, zur Operation „Eiserner Besen“

